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Entwurf eines Gesetzes über die Ausübung der Patientenrechte in der grenzüberschreitenden
Gesundheitsversorgung

Sehr geehrte Frau Neke,
sehr geehrte Damen und Herren,

fir die Möglichkeit der Stellungnahme zum vorgenannten Gesetzesvorhaben danke ich aus
drücklich.

Der I)eutsche Bundesverband ifir Logopädie e.V. ist die berufsständische Vertretung von Lo
gopiidinnen und Logopäden in Deutschland, darunter ca. 450 Mitglieder in Schleswig-1-lol-
stein.

Nach Durchsicht des von Ihnen übersandten Gesetzesentwurfs der Landesregierung würden
wir eine Spezifizierung der in § 3 niedergelegten lnformationspfiichten begrüßen und möchten
anregen, die ffir eine sachkundige Entscheidung „einschlägigen“ Informationen auf „fachliche“
Informationen zu begrenzen. Diese übernehmen unsere Mitglieder selbstverständlich auch
schon im Rahmen gesetzlichen Verpflichtungen, z.B. in Folge der § 630 a ff. 13GB. Keines
falls können unsere Mitglieder jedoch eine versicherungsrechtliche Beratung übernehmen.
I)ies gilt insbesondere in den von diesem Gesetzesentwurf erfassten Fällen der grenzüber
schreitenden Gesundheitsversorgung, die in der täglichen Praxis unserer Mitglieder einen Amis
nahmefall darstellen. [)ie zur Beratung erforderlichen sozialversicherungs- und europarechtli -

ehen Fachkenntnisse können unsere Mitglieder angesichts der Vielzahl der denkbaren Fallge
stallungen und der unterschiedlichen sozialversicherungsrechtlichen Bedingungen in den Ver
sicherungsrnitgl iedstaaten auch nicht gewährleisten.

Deutscher Bunde vrhnnd für Logopädie eV. Bankverbindung

Geschaftsstelle August inIlSstr. na, 50226 Frechen Sparkasse Mainz Postbank Köln
[eI: 02234 37953-0 1 Fax: 02234 37953-13 Konto-Nr. 17830 1 BLZ 55050120 Konto-Nr.: 288523 506 BLZ: 37010050
E-Mail: infoadbI -ev dv 1 Vqeb: wwwdbl evde IBAN: 0172 550501200000017830 IBAN: DE49 370100500288523506
USt-IdNr DE 123489 785 SWIFT-BIC: MALADE51MNZ SWIF F- BIC: PBNKDEFF
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Für die Praxis wire es darüber hinaus hilfreich, wenn eine öffentliche Stelle in Schleswig-Hoi
stein ein Informationspapier bereit hielte, auf welches unsere Mitglieder dann gerne verweisen.

Mit freundlichen Grüßen

Deutscher Bundesverband
für Logopädie e.V.

CiaudiBreijer
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Bad Segeberg, 27. November 2013 

 

Stellungnahme der Kassenärztlichen Vereinigung Schleswig-Holstein zum Entwurf eines Gesetzes 
über die Ausübung der Patientenrechte in der grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung 

 

Vorbemerkung 

Grundsätzlich begrüßt die KVSH das Anliegen, eine sichere Rechtsgrundlage für die grenzüberschreitende 
Inanspruchnahme von Gesundheitsdienstleistungen und damit auch ärztlicher Leistungen zu schaffen. Ge-
rade mit Blick auf den deutsch-dänischen Grenzraum und die Bemühungen verschiedener an der Gesund-
heitsversorgung beteiligter Akteure, die grenzüberschreitende Inanspruchnahme ärztlicher Leistungen im 
ambulanten Bereich zu erleichtern, ist ein grenzüberschreitender Rechtsrahmen eine notwendige Grund-
lage. 

Anmerkungen zu § 3 - Informationspflichten 

Der Gesetzentwurf birgt mit Blick auf die in § 3 des Entwurfs vorgesehenen Informationspflichten die Gefahr, 
zu einem erhöhten bürokratischen Aufwand in den Arztpraxen zu führen. 

Die Vorgaben zu den Informationspflichten der Gesundheitsdienstleister gegenüber den Patienten in § 3 
sind zwar der entsprechenden Vorschrift der EU-Richtlinie 2011/24/EU nachgebildet (vgl. Artikel 4 Abs. 2b), 
tragen aber nicht ausreichend dem tatsächlich bereits geltenden Rechtsrahmen sowie den Spezifika des 
hiesigen Gesundheitssystems Rechnung. 

Es ist in diesem Paragraph vorgesehen, dass Patienten auf Nachfrage eine Reihe von Informationen zur 
Verfügung gestellt werden sollen, damit diese sich vor Behandlungsbeginn umfassend informieren können. 
Das bestehende Regelwerk für die Tätigkeit als niedergelassener Arzt in Deutschland setzt aber bereits 
voraus, dass nur tätig werden kann, wer hohe Standards mit Blick auf Qualität, Patientenaufklärung, Rech-
nungslegung – sofern diese in einem vom Sachleistungsprinzip geprägten Gesundheitssystem erfolgt – und 
weitere Bereiche erfüllt. Dies stellt möglicherweise einen Unterschied zu anderen EU-Mitgliedstaaten dar, 
der die Regelungsbedürftigkeit aus Sicht der EU erklärt. 

Zu den in § 3 vorgesehenen und in der Gesetzesbegründung weiter ausgeführten Informationspflichten 
folgende Anmerkungen: 

 Die Informationen über ärztliche Behandlungsoptionen werden üblicherweise individuell zwischen dem 
Arzt und dem Patienten erörtert und richten sich nach dem individuellen Krankheitsbild. Hierfür gibt zu-
dem u.a. die Berufsordnung der Ärztekammer Schleswig-Holstein verbindliche Aufklärungspflichten 
vor. Insoweit bleibt unklar, welche pauschalen Informationen über Behandlungsoptionen auf Nachfrage 
bereits im Vorfeld zur Verfügung gestellt werden sollen. 

 Hinsichtlich möglicher Informationen über die „Verfügbarkeit“ des Arztes wird in der Gesetzesbegrün-
dung ausgeführt, dass hierunter „etwa Hinweise auf freie Termine, Terminplanung sowie eventuelle be-
stehende Wartelisten zu verstehen“ seien. Die Terminvergabe der Praxen erfolgt sehr individuell und 
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richtet sich nach medizinischen Kriterien, so nach der Dringlichkeit der Behandlungsbedürftigkeit und 
dem Krankheitsbild. Es gibt keine standardisierten „Wartelisten“. Die Terminvergabe ist ein alltäglicher 
Vorgang in unseren Arztpraxen, der persönlich oder telefonisch erfolgt, mithin einen Teil des normalen 
Managements einer Arztpraxis darstellt, der unserer Auffassung nach keiner gesetzlichen Regelung 
bedarf, insbesondere keiner abstrakten Auskunftspflichten. 

 Hinsichtlich der Qualität und Sicherheit zu erbringender ärztlicher Leistungen ist darauf hinzuweisen, 
dass das SGB V, die Berufsordnung und weitere Rechtsgrundlagen bereits die Erfüllung einer Vielzahl 
von Kriterien, die der Qualität und Sicherheit dienen, zur Voraussetzung für die Ausübung des Arztbe-
rufes bzw. die Zulassung als Vertragsarzt machen. Zudem ist jeder niedergelassene Arzt verpflichtet, 
sowohl gegenüber der Ärztekammer als auch gegenüber der Kassenärztlichen Vereinigung regelmäßig 
Qualitätssicherheits- und Fortbildungsnachweise zu erbringen. Somit ist fraglich, inwieweit es sinnvoll 
sein kann, im Zuge des vorliegenden Gesetzentwurfs eine nicht näher definierte Auskunftspflicht ein-
zuführen, da das existierende Regelwerk bereits Gewähr für den hohen Qualitätsstandard der ärztli-
chen Behandlung bietet. 

 Die für inländische und ausländische Patienten relevanten Zulassungsinformationen („Zulassungs- und 
Registrierungsstatus“) – wir verstehen hierunter aus unserer Sicht die Information, dass der Arzt als 
Vertragsarzt zugelassen ist – finden sich auf dem Praxisschild der jeweiligen Praxis, in entsprechenden 
Veröffentlichungen (z.B. Handbuch für das Gesundheitswesen in Schleswig-Holstein) und zunehmend 
auch in den Internetauftritten der Praxen. Diese Information ist somit öffentlich verfügbar, einer weite-
ren Regelung zu einer aktiven Auskunftspflicht bedarf es nicht. 

 Die Informationspflicht hinsichtlich des Versicherungsschutzes erübrigt sich unseres Erachtens, da für 
alle in Deutschland berufstätigen Ärzte aufgrund der Berufsordnungen der Landesärztekammern eine 
uneingeschränkte Verpflichtung zum Abschluss einer Berufshaftpflichtversicherung besteht. Eine ge-
sonderte Informationspflicht des Arztes, dass er die für ihn verbindliche Berufsordnung einhält, ist im 
Sinne der Reduktion des Verwaltungsaufwandes in den Arztpraxen entbehrlich. 

 In Fällen der Privatliquidation könnte der Arzt vorab eine ungefähre Information über die zu erwarten-
den Behandlungskosten zusammenstellen. Die Verpflichtung, gegenüber Privatpatienten klare Rech-
nungen zu erstellen, ergibt sich aber für niedergelassene Ärzte bereits aus den Vorgaben in § 12 der 
Gebührenordnung für Ärzte (GOÄ). Zudem ist in  § 12 Abs. 4 der Berufsordnung der Ärztekammer 
Schleswig-Holstein geregelt, dass der Arzt den Patienten vor dem Erbringen von Leistungen, deren 
Kosten nicht von einer Krankenversicherung oder von einem anderen Kostenträger erstattet werden, 
über die Höhe der voraussichtlichen Honorars zu informieren hat. 

 

Bewertung von § 3 - Informationspflichten 

Die Gesetzesbegründung spricht davon, dass „Patientinnen und Patienten auf Nachfrage die einschlägigen 
Informationen zu potenziell entscheidungsrelevanten Tatsachen zu übermitteln sind.“ Werden niedergelas-
sene Ärzte durch das vorliegende Gesetz verpflichtet, über die Erfüllung der dargestellten rechtlichen Vor-
gaben hinaus entsprechende Informationen aktiv für nachfragende Patienten individuell zusammenzustellen 
und ggf. zu versenden, befürchten wir für den einzelnen Arzt bzw. die Praxis einen erheblichen administrati-
ven und damit auch finanziellen Mehraufwand. Dies kann aber vor dem Hintergrund der bereits erheblichen 
Bürokratie in den Arztpraxen nicht gewollt sein. 
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Anmerkung zu § 4  

Die Berufsordnung der Ärztekammer Schleswig-Holstein schreibt in § 21, wie alle Berufsordnungen der 
Landesärztekammern, verbindlich fest, dass alle Ärzte, damit auch alle niedergelassenen Ärzte, verpflichtet 
sind,  sich hinreichend gegen Haftpflichtansprüche im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit zu versichern. Die 
in § 4 vorgesehene Regelung wird somit bereits von allen Ärzten erfüllt und führt zu keinen neuen Belastun-
gen. 

Zusammenfassende Bewertung 

 Die KVSH teilt die Intention sowohl der EU-Richtlinie als auch des vorliegenden Gesetzentwurfs zu 
ihrer Umsetzung in nationales Recht, die grenzüberschreitende Inanspruchnahme von Gesundheits-
dienstleistern in Europa durch einen sicheren Rechtsrahmen für die Patienten zu erleichtern. 

 Die KVSH warnt aber davor, dass die Schaffung der in § 3 des Entwurfs vorgesehenen Auskunftspflich-
ten zu einem unverhältnismäßigen administrativen und finanziellen Mehraufwand in den Praxen führen 
würde. 

 Die KVSH regt deshalb an, die Bestimmungen in § 3 dahingehend zu ändern, dass keine neuen Aus-
kunftspflichten geschaffen werden. Da jeder niedergelassene Arzt bereits einschlägige Vorschriften be-
achten muss, die zum Ziel haben, eine qualitativ hochwertige Versorgung anzubieten, den Patienten 
umfassend aufzuklären u.v.m., kann der Patient – egal ob aus dem Inland oder dem EU-Ausland – 
schon aus der Tatsache, dass eine Zulassung zur ambulanten Versorgung vorliegt, erkennen, dass die 
einschlägigen Vorgaben, die auch die Rechte und Interessen der Patienten im Behandlungsprozess si-
chern,  gegeben sind. Damit ist, da alle Rechtsgrundlagen öffentlich zugänglich sind, bereits ein we-
sentlicher Beitrag zur Transparenz hinsichtlich der Vorschriften, die der Arzt zu beachten hat, herge-
stellt. 

 Wir regen an, dass der Gesetzentwurf dahingehend geändert wird, dass in § 3 auf die bereits 
bestehenden rechtlichen Vorgaben für das ärztliche Handeln, die für den Patienten ein hohes 
Maß an Sicherheit bedeuten, Bezug genommen wird und derart vermieden wird, neue Informa-
tionspflichten für den Arzt zu schaffen. 



Betreff:  
Entwurf eines Gesetzes über die Ausübung der Patientenrechte in der grenzüberschreitenden 
Gesundheitsversorgung 
Von:  
<cdonner@bed-ev.de> 
Datum:  
Sun, 17 Nov 2013 13:43:13 +0000 
 
An:  
<Bettina.Neke@sozmi.landsh.de> 
CC:  
<ahiller@bed-ev.de> 
 

Guten Tag sehr verehrte Frau Neke, 

  

nach Durchsicht des Entwurfes hat der BED e.V. keine Einwände und sieht 

keine notwendigen Ergänzungen. 

  

Herzliche Grüße 

  

Christine Donner 

___________________________ 

Diplom-Betriebswirt 

Geschäftsführung  

Bundesverband für Ergotherapeuten in Deutschland BED e.V. 

Mobil: 0173- 25 833 70  

Tel.Nr.: 0201 - 644 89 556 

Fax: 0721 - 509 663 407  

Fax 2: 03212-11 63 34 

Web: www.bed-ev.de  

Verbandsregisternummer: VR 1152  

Registersitz: Bad Oeynhausen 

http://person.yasni.de/christine+donner+1196736 




